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Flüchtlinge früher arbeiten lassen 
 
Oldenburg. „Heute für morgen investieren, damit 
Asylbewerber_innen besser in 
Arbeit kommen“. Mit diesem Thema hat der GRÜNE 
Bundestagsabgeordnete Peter Meiwald den Nerv der Zeit 
getroffen. Knapp 100 interessierte Menschen kamen in das 
Biorestaurant Seidenspinner, um gemeinsam 
herauszuarbeiten, dass Flüchtlinge früher arbeiten können.  
In den ersten drei Monaten ihres Aufenthaltes dürfen sie von 
Gesetzes wegen nicht arbeiten und danach haben sie z.B. aus 
sprachlichen Gründen schlechte Chancen auf dem 
Arbeitsmarkt. Meiwald hatte zu diesem aktuellen Anlass die 
GRÜNE Fraktionssprecherin Katrin Göring-Eckardt 
eingeladen, Uwe Erbel, den Geschäftsführer von IBIS e.V., 
Guido Grüner von der Arbeitsloseninitiative ALSO, Volker 
Trautmann, Geschäftsführer des Job Centers und Manfred 
Lange vom Sozialamt der Stadt.  
Katrin Göring-Eckardt schlug vor, dass das Job Center Stellen 
schafft, die sich ausschließlich um Flüchtlinge kümmern, um 
diesen ihrer Qualifikation gemäß zu einem Arbeitsplatz zu 
verhelfen.  
Volker Trautmann begrüßte diesen Vorschlag von Bündnis 
90/Die GRÜNEN, sah aber seinerseits die Schwierigkeit, 
qualifizierte Mitarbeiter für diese Aufgabe auf dem 
Arbeitsmarkt zu finden.  
Uwe Erbel plädierte dafür, die hohen bürokratischen Hürden 
bei der Anerkennung von beruflichen Abschlüssen zu senken, 
denn nichts demoralisiere Menschen so sehr, wenn sie nach 
Flucht und Vertreibung auch ihrer Kompetenz beraubt 
würden.  
Guido Grüner richtete den Blick auf den Erwerb der 
deutschen Sprache. Die finanziellen Mittel für Spracherwerb 
müssten erhöht werden, damit in kurzer Zeit die deutsche 
Sprache erlernt werden kann. Ohne Spracherwerb seien die 
Chancen auf einen Arbeitsplatz noch geringer.  
Manfred Lange stimmte dem grundsätzlich zu, verwies aber 
auf die zu geringe finanzielle Ausstattung für Sprachkurse. 
Pragmatischer Vorschlag dazu von Katrin Göring-Eckardt: 
Öffnung der bestehenden Integratioskurse für alle Flüchtlinge. 
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Die vielen anwesenden ehrenamtlich wirkenden 
Integrationslotsen sahen sich in ihrer Aufgabe von allen 
Beteiligten in diesem gesellschaftlichen Prozess einer 
Willkommenskultur in Oldenburg sehr wertgeschätzt, 
kritisierten allerdings auch, dass sie alleine diese Aufgabe 
nicht bewältigen können. Die Aufgaben - angefangen beim 
Erlernen einer fremden Sprache, über die Bewältigung 
erlebter Schrecken auf der Flucht über Jahre bis hin zum 
Bewältigen formaler Ansprüche im Asylverfahren - gehen 
weit über das hinaus, was ehrenamtlich leistbar ist. Umso 
bedauerlich er, dass Uwe Erbel berichten musste, dass der 
von IBIS e.V. gestellte Förderantrag für ein Projekt 
professioneller psychosozialer Beratung für Flüchtlinge 
aufgrund knapper Kassen abgelehnt wurde. 
Peter Meiwald fasste den Abend mit dem Appell zusammen, 
mehr vom ankommenden Menschen, seinen Bedürfnissen 
und auch Kompetenzen her zu denken.im Natürlich müsse 
der Bund die aufnehmenden Kommunen sehr viel stärker als 
bisher finanziell unterstützen. Doch auch praktische Hürden 
wie die Vorrangprüfung vor der Erteilung einer 
Arbeitserlaubnis an Flüchtlinge müssten von der 
Bundesregierung rasch abgebaut werden. Das wäre im übrigen 
auch im Interesse der Unternehmen hier. 
 

Unstrittig ist auch, dass die im Grundgesetz verankerte 
Menschenwürde auch für Flüchtlinge gelte. Deswegen sind 
hohe menschenrechtliche Standards bei Asylverfahren und 
bei der Aufnahme von Flüchtlingen selbstverständlich. Das 
diskriminierende Asylbewerberleistungsgesetz gehöre 
abgeschafft. Die  Bleiberechtsregelung müsse realitätstauglich 
ausgestattet sein und den Flüchtlingen eine sichere 
Zukunftsperspektive ermöglicht werden.. 

 

 

 

 

 

 


